
 
Vollmacht zur außergerichtlichen Vertretung und Prozessvollmacht 

 
den Rechtsanwältinnen  
Ursula Wagemann & Saskia Kirchhoff 
Klosterplatz 1-2 
91438 Bad Windsheim  
 
 
wird hiermit in der Angelegenheit  
 
 
 
 
Vollmacht zur außergerichtlichen Vertretung und Prozessvollmacht erteilt. Diese Vollmacht ermächtigt: 
- zur Führung dieses Prozesses, eingeschlossen Erhebung und die Zurücknahme von Widerklagen; 
- zur Antragstellung in Scheidungs- und Scheidungsfolgesachen, ferner dazu, Vereinbarungen über die 
Scheidungsfolgen zu treffen sowie Auskünfte in Renten- und Versorgungsangelegenheiten einzuholen 
und hierfür erforderliche Anträge zu stellen; 
- mich/uns in Straf- und Bußgeldverfahren (§§ 302, 374 StPO) einschließlich der Vorverfahren und - 
für den Fall der Abwesenheit - nach § 411 Abs. 3 StPO zu vertreten und zu verteidigen, Ladungen 
gemäß § 145 a StPO entgegenzunehmen, Strafanträge und andere nach der StPO sowie nach dem 
Gesetz über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen erforderliche Anträge zu stellen; 
- Unterfertigte - auch im Sinne des § 139 StPO - zu bestellen: 
- Anträge auf Entbindung von der Erscheinungspflicht in der Hauptverhandlung, Wiedereinsetzung, 
Haftentlassung, Strafaussetzung, Kostenfestsetzung, Entschädigung f. Strafverfolgungsmaßnahmen, 
Wiederaufnahme zu stellen. 
- mich/uns in anderen Verfahren und außergerichtlichen Verhandlungen zu vertreten (in Unfallangele-
genheiten Ansprüche gegen den/die Schädiger, den/die Fahrzeughalter und deren Versicherer geltend 
zu machen); 
Ich wurde darüber belehrt, dass in Prozesskostenhilfeverfahren Gebühren und Auslagen, die vor dem 
Wirksamwerden der Beiordnung entstehen, nicht von der Staatskasse erstattet werden. Ich wünsche 
dennoch ein Tätigwerden auf eigene Kosten. 
- vertragliche Verhältnisse aller Art zu begründen, abzuändern und aufzuheben sowie ferner einseitige 
Willenserklärungen wie etwa Kündigungen und Anfechtungserklärungen abzugeben. 
Diese Vollmacht bezieht sich auch auf die Vertretung in sämtlichen Arten von Nebenverfahren, bei-
spielsweise wegen Arrest, einstweiliger Verfügung, Kostenfestsetzung, Zwangsvollstreckung mit allen 
sich aus ihr ergebenden besonderen Verfahren (z. B. §§ 726-732, 766-774, 785, 805, 872ff u. a. ZPO), 
wie Interventionsverfahren, Zwangsversteigerung, Zwangsverwaltung, Vergleichsverfahren, Hinterle-
gungsverfahren, Konkurs. 
Die Rechtsanwälte sind beauftragt, mich über die Erfolgsaussichten von Rechtsmitteln zu beraten. 
Die Rechtsanwälte sind berechtigt, 
- Zustellungen vorzunehmen und entgegenzunehmen, Rechtsmittel einzulegen, zurückzunehmen oder 
Rechtsmittelverzicht zu erklären; Geld, Wertgegenstände und Urkunden, in Sonderheit den Streitge-
genstand und ferner Kosten, die von dem Gegner, von der Justizkasse oder sonst einer Stelle erstattet 
werden, in Empfang zu nehmen und darüber zu verfügen - auf die Beschränkung des § 181 BGB wird 
verzichtet, 
- den Rechtsstreit, ein anderes Verfahren oder aber auch außergerichtliche Verhandlungen zu erledi-
gen, sei es durch Vereinbarung eines Vergleichs, sei es durch Erklärung eines Verzichts oder Abgabe 
eines Anerkenntnisses. Diese Vollmacht gilt für sämtliche Verfahrensinstanzen. 
 
In Verbindung mit der Vollmachtserteilung gilt folgende Mandatsvereinbarung: 
Die Haftung des bevollmächtigten Anwalts wird auf einen Betrag von 500.000,00 EUR (Fünfhundert-
tausend) beschränkt.  
 
 
 
Bad Windsheim, den ................................... ........................................................ 



 
 
Aufgrund der Neuregelung des Gebührenrechts zum 01.07.2004 sind wir verpflichtet, Ihnen mitzutei-
len, dass sich unsere Gebühren nach dem Streitwert berechnen.  
Eine Änderung für Sie wird sich dadurch nicht ergeben.  
 

 
 
Bad Windsheim, den ...................................       ................................................... 
 
 



 

 
Hinweise zur Datenverarbeitung  
 
 
1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen sowie des  
betrieblichen Datenschutzbeauftragten  
 
Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung durch:  
 
Verantwortlich: Rechtsanwaltskanzlei Wagemann & Kirchhoff  
Klosterplatz 1-2, D-91438 Bad Windsheim, Deutschland  
Email: info@wagemann-kirchhoff.de  
Telefon: +49 9841-65471  
Fax: +49 9841-65460  
 
2. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck und  
deren Verwendung  
 
Wenn Sie uns mandatieren, erheben wir folgende Informationen:  
• Anrede, Vorname, Nachname,  
• eine gültige E-Mail-Adresse,  
• Anschrift,  
• Telefonnummer (Festnetz und/oder Mobilfunk),  
• Informationen, die für die Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte im Rahmen des Mandats 
notwendig sind.  
 
Die Erhebung dieser Daten erfolgt,  
• um Sie als unseren Mandanten identifizieren zu können,  
• um Sie angemessen anwaltlich beraten und vertreten zu können,  
• zur Korrespondenz mit Ihnen,  
• zur Rechnungsstellung,  
• zur Abwicklung von evtl. vorliegenden Haftungsansprüchen sowie der Geltendmachung etwaiger 
Ansprüche gegen Sie.  
 
Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin und ist nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO zu den 
genannten Zwecken für die angemessene Bearbeitung des Mandats und für die beidseitige Erfüllung 
von Verpflichtungen aus dem Mandatsvertrag erforderlich.  
Die für die Mandatierung von uns erhobenen personenbezogenen Daten werden bis zum Ablauf der 
gesetzlichen Aufbewahrungspflicht für Anwälte (6 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem das 
Mandat beendet wurde,) gespeichert und danach gelöscht, es sei denn, dass wir nach Artikel 6 Abs. 1 
S. 1 lit. c DSGVO aufgrund von steuer- und handelsrechtlichen Aufbewahrungs- und Dokumentations-
pflichten (aus HGB, StGB oder AO) zu einer längeren Speicherung verpflichtet sind oder Sie in eine 
darüber hinausgehende Speicherung nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a DSGVO eingewilligt haben.  
 
3. Weitergabe von Daten an Dritte  
 
Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte zu anderen als den im Folgenden aufgeführten 
Zwecken findet nicht statt.  
Soweit dies nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO für die Abwicklung von Mandatsverhältnissen mit 
Ihnen erforderlich ist, werden Ihre personenbezogenen Daten an Dritte weitergegeben. Hierzu gehört 
insbesondere die Weitergabe an Verfahrensgegner und deren Vertreter (insbesondere deren Rechts-
anwälte) sowie Gerichte und andere öffentliche Behörden zum Zwecke der Korrespondenz sowie zur 
Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte. Die weitergegebenen Daten dürfen von dem Dritten 
ausschließlich zu den genannten Zwecken verwendet werden.  
Das Anwaltsgeheimnis bleibt unberührt. Soweit es sich um Daten handelt, die dem Anwaltsgeheimnis 
unterliegen, erfolgt eine Weitergabe an Dritte nur in Absprache mit Ihnen.  
 
 



4. Betroffenenrechte  
 
Sie haben das Recht:  
• gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber uns zu widerrufen. 
Dies hat zur Folge, dass wir die Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung beruhte, für die Zukunft 
nicht mehr fortführen dürfen;  
• gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten zu ver-
langen. Insbesondere können Sie Auskunft über die Verarbeitungszwecke, die Kategorie der perso-
nenbezogenen Daten, die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen Ihre Daten offengelegt wur-
den oder werden, die geplante Speicherdauer, das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung, 
Einschränkung der Verarbeitung oder Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, die Her-
kunft Ihrer Daten, sofern diese nicht bei uns erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer automa-
tisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling und ggf. aussagekräftigen Informationen zu 
deren Einzelheiten verlangen;  
• gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervollständigung Ihrer bei uns 
gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen; 
• gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten zu ver-
langen, soweit nicht die Verarbeitung zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und In-
formation, zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus Gründen des öffentlichen Interesses oder 
zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich ist;  
• gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu ver-
langen, soweit die Richtigkeit der Daten von Ihnen bestritten wird, die Verarbeitung unrechtmäßig ist, 
Sie aber deren Löschung ablehnen und wir die Daten nicht mehr benötigen, Sie jedoch diese zur Gel-
tendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen oder Sie gemäß Art. 21 
DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt haben;  
• gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, in einem 
strukturierten, gängigen und maschinenlesebaren Format zu erhalten oder die Übermittlung an einen 
anderen Verantwortlichen zu verlangen und  
• gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. In der Regel können Sie sich 
hierfür an die Aufsichtsbehörde Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder Arbeitsplatzes oder unseres Kanz-
leisitzes wenden.  
 
5. Widerspruchsrecht  
 
Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß Art. 6 Abs. 
1 S. 1 lit. f DSGVO verarbeitet werden, haben Sie das Recht, gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch ge-
gen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, soweit dafür Gründe vorliegen, die 
sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben.  
Möchten Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E-Mail an  
info@wagemann-kirchhoff.de. 
 
 
 
 
 
Bad Windsheim, den ...................................       ................................................... 
 


